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bezieht sich auf die Fassung der Satzung. 

Zum Umfang und zur Auswertung des Materials s. u. vor § 4 I. 



§ 1 Einleitung 

Die richterliche Inhaltskontrolle von Rechtsgeschäften wird in der zivil-
rechtlichen Literatur und Rechtsprechung in den letzten Jahren zunehmend 
diskutiert und angewandt. Die vorliegende Arbeit, die sich mit der Inhalts-
kontrolle von Koalitionssatzungen, einem Sonderfall  der Inhaltskontrolle im 
Vereinsrecht beschäftigt, wi l l zu dieser Diskussion beitragen. 

Die Inhaltskontrolle von Koalitionssatzungen, die dem Schutz der Mitglie-
der vor der Überlegenheit mächtiger Verbände dient, ist ein staatlicher 
Eingriff  in die Privat- und speziell in die Koalitionsautonomie. Sie ist ein 
Instrument, mit dem der Staat das Vereinsrecht ausgest altet. Die Inhaltskon-
trolle entspricht der heutigen Auffassung  über das Verhältnis zwischen Staat 
und Verbänden, dessen neuere Entwicklung zur Einordnung der Inhalts-
kontrolle in einigen Punkten skizziert sei: 

Staatliche Beschränkungen der Vereinsfreiheit  erfolgten und erfolgen 
einerseits zum Schutz des Staates und der Gesellschaft und andererseits zum 
Schutz der Mitglieder. 

Dem erstgenannten Ziel, politische und sozialpolitische Vereine unter 
staatlicher Kontrolle zu halten, diente zunächst das verschleierte Konzes-
sionssystem der §§ 61 Abs. 2, 43 Abs. 3 a. F. BGB in Verbindung mit der 
Geltung des Rechts der BGB-Gesellschaft für nichtrechtsfähige Vereine 
(§ 54 S. 1 BGB). Unter dem Grundgesetz wurde mit der Garantie der 
Vereinigungsfreiheit  die freiheitssichernde  und integrierende Funktion 
politischer Verbände anerkannt; die Vereine erhielten einen Anspruch auf 
Erlangung der Rechtsfähigkeit. Zwar wurde insbesondere in den Siebziger 
Jahren diskutiert, ob die Macht, die die Verbände ausüben, hinreichend 
legitimiert ist und ob der Einfluß der Verbände auf staatliche Entscheidun-
gen begrenzt werden muß. Jedoch blieben die Eingriffe  in die Vereinsauto-
nomie zum Schutz des Staates auf die Möglichkeit von Vereinsverboten nach 
Art. 9 Abs. 2 GG, § 3 VereinsG beschränkt. 

Auf der anderen Seite wird die interne Vereinsfreiheit  seit Erlaß des BGB 
zum Schutz der Mitglieder durch die unabdingbare Austrittsfreiheit  des § 39 
BGB begrenzt. Unter dem Grundgesetz dient diese privatrechtliche Norm 
dem Ausgleich der individuellen mit der kollektiven Vereinigungs- und 
Koalitionsfreiheit.  Mit der Anerkennung der Schutzfunktion der Grund-
rechte wurde deutlich, daß der Staat verpflichtet ist, die Voraussetzungen 
dafür zu schaffen,  daß die Mitglieder ihre - positive und negative - Koali-
tionsfreiheit  auch tatsächlich ausgeüben können. Damit werden allerdings 
wiederum staatliche Eingriffe  in die kollektive Koalitionsfreiheit  notwendig. 



2 § 1 Einleitung 

Vergleicht man die beiden Aspekte, unter denen die Koalitionsfreiheit  ein-
geschränkt wird, so ist erkennbar, daß die staatlichen Eingriffe  in dem einen 
Bereich ab- und in dem anderen zunahmen: Während es zunächst darum 
ging, einen Freiraum zu schaffen,  in dem sich private gesellschaftliche 
Initiative frei  von staatlicher Bevormundung entfalten kann, steht heute der 
staatliche Schutz einzelner vor der unkontrollierten Macht der großen 
Verbände im Vordergrund. Mit der richterlichen Inhaltskontrolle stellt der 
Staat den Mitgliedern ein Instrument zu Verfugung, mit dessen Hilfe der 
Interessenausgleich zwischen Koalitionen und ihren Mitgliedern so differen-
ziert vorgenommen werden kann, daß die individuelle und die kollektive 
Koalitionsfreiheit  möglichst weitgehend wirksam werden. 

Die vorliegende Arbeit, in der die Inhaltskontrolle von Koalitionssatzun-
gen umfassend untersucht wird, ist wie folgt aufgebaut: 

Im allgemeinen Teil der Arbeit werden die Voraussetzungen und die ver-
fassungsrechtliche Rechtfertigung der Inhaltskontrolle von Koalitionssat-
zungen erörtert (§ 2). Es wird dargelegt, welche Reichweite die Inhaltskon-
trolle hat und wie sie durchgeführt  wird (§ 3). 

Im besonderen Teil werden einzelne Beziehungen der Mitglieder zu ihrer 
Koalition nach den Grundsätzen der Inhaltskontrolle beurteilt: Zunächst 
werden die Voraussetzungen des Aufhahmezwangs sowie die Bedingungen 
des Vereinsbeitritts untersucht (§ 4). Daran schließt sich eine Erörterung der 
Zulässigkeit und Durchsetzung von Mitgliederpflichten an. Einzelne Mit-
gliederpflichten werden auf ihre Rechtmäßigkeit hin überprüft  (§ 5). Es folgt 
die Untersuchung, inwieweit die Leistungen, die die Koalitionen an ihre 
Mitglieder erbringen, zulässig und geboten sind. Einige Leistungs-
bedingungen werden im einzelnen erörtert (§ 6). In § 7 wird diskutiert, 
welche Anforderungen  die Inhaltskontrolle an die innerverbandliche Wil-
lensbildung stellt. Nachfolgend werden verschiedene Voraussetzungen und 
Umstände der Beendigung der Mitgliedschaft untersucht (§ 8). Die Arbeit 
schließt mit der Zusammenfassung der wesentlichen Ergebnisse (§ 9). 



Erster  Teil 

Grundlagen der Inhaltskontrolle bei Koalitionen 

§ 2 Rechtfertigung der Inhaltskontrolle bei Koalitionen 

I. Inhaltskontrolle bei Vereinen gemäß dem Urteil 
des BGH vom 24.10.1988 

Während die offene  richterliche Inhaltskontrolle von Verbandsnormen in 
der Literatur schon seit längerem diskutiert wird1, akzeptierte die Recht-
sprechung bis 1988 die privatautonomen Regelungen von Mitgliedschafts-
verhältnissen im wesentlichen. Sie beschränkte sich darauf,  die Aufhahme-
und Ausschlußbestimmungen aufnahmepflichtiger  Vereine zu überprüfen 2 

und so den Aufhahmeanspruch effektiv  auszubilden. In der Eintracht-
Braunschweig-Entscheidung3 sah der BGH zwar erstmals den Kernbereich 
einer dispositiven Verfahrensnorm  zum Schutz der Mitglieder als unabding-
bar an und führte im Einzelfall eine echte Inhaltskontrolle durch. Er legte 
aber auch hier nicht ausdrücklich offen,  daß, warum und wie er eine richter-
liche Inhaltskontrolle vornahm. 

Im Grundsatzurteil vom 24.10.19884 wurde die Möglichkeit der richterli-
chen Inhaltskontrolle von Verbandsnormen dann generell anerkannt. Der 
Entscheidung liegt folgender Sachverhalt zugrunde: 

— . 

Für die Inhaltskontrolle aller Vereinssatzungen Wiedemann , S. 173; Flume , AT I 2; S. 320 
f.; Vieweg,  FS Lukes, S. 809, 817; Soergel/Hadding,  § 25, Rn. 25; van  Look,  Vereinsstrafen, 
S. 184; AK-BGB/Ort, § 25, Rn. 21 f.; Palandt/Heinrichs,  § 25, Rn. 9; Wolf///WLindacher, 
§ 23, Rn. 88. Für eine Beschränkung auf »mächtige« Vereine Nicklisch,  Inhaltskontrolle, S. 45 
ff.;  £//mer/Brandner/Hensen, § 23, Rn. 29. Für eine Beschränkung auf mitgliederstarke Vereine 
Fastrich,  S. 144, 230 f.; Grunewald,  Ausschluß, S. 143 f. 

2 BGH vom 10.12.1984, BGHZ 93, 151, 153 f.=NJW 1985, 1216; vom 19.10.1987, BGHZ 
102, 265, 276 f. = NJW 1988, 552, 555 jeweils für Gewerkschaften. 

3 BGH vom 17.11.1986, BGHZ 99, 119, 123. 
4 BGHZ 105, 306 = NJW 1989, 1724. 


